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Liebe Mandanten, 

in dieser MedizinerNews informieren wir Sie überwiegend über Änderungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer im besonderen bei Kapitalauszahlung einer 

Pensionskasse, Dienstwagenbesteuerung in Leasingfällen, dass Prämien für einen Verbesserungsvorschlag u. –leitung statt Bonuszahlungen nicht tarifbegünstigt 

sind und aktuelles zu Betriebsveranstaltungen. Zudem informieren wir Sie über Änderungen im Bereich häusliches Arbeitszimmer und beim Kindergeld bzw. 

Kinderfreibetrag. Auch dürfen wir Sie auf die Änderung bei der Abschreibung der Gebäude-AfA hinweisen. 

Der Steuertipp zeigt, dass auch Investoren Egenbedarf von Mietwohnungen geltend machen darf. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
 

Kapitalauszahlung einer Pensionskasse

Für eine Kapitalauszahlung aus einer Pensionskasse wird keine 

Steuerermäßigung für außerordentliche Einkünfte gewährt, wenn die 

Kapitalauszahlung auf einem Kapitalwahlrecht beruht, das bereits im Vertrag 

vereinbart war. Es handelt sich dann um eine vereinbarungsgemäße Auszahlung 

des angesparten Kapitals und damit nicht um außerordentliche Einkünfte. 

Hintergrund: Für außerordentliche Einkünfte in Gestalt einer Vergütung für eine 

mehrjährige Tätigkeit wird eine Steuerermäßigung gewährt. Bei einer Vergütung 

für eine mehrjährige Tätigkeit kommt es nämlich zu einer Zusammenballung von 

Einkünften in einem Jahr, die zu einer Progressionsbelastung führt, weil sich der 

Steuersatz nun deutlich erhöht. Diese Progressionsbelastung wird durch die 

Steuerermäßigung abgemildert. 

 

Sachverhalt: Der Klägerin war im Jahr 2003 eine betriebliche Altersversorgung 

in Gestalt einer Pensionskassenleistung zugesagt worden. Nach der 

Vereinbarung sollte die Klägerin mit Erreichen der Altersgrenze eine Pension 

erhalten; sie hatte allerdings das Recht, eine Kapitalabfindung zu verlangen. Von 

diesem Recht machte sie im Jahr 2010 Gebrauch und erhielt eine einmalige 

Kapitalleistung von ca. 17.000 €. Die Klägerin beantragte für die Kapitalabfindung 

eine Steuerermäßigung für außerordentliche Einkünfte. 

 

Entscheidung:  Der Bundesfinanzhof wies die Klage ab: 

 

 Die Kapitalabfindung war steuerpflichtig, weil die Beiträge zur Pensionskasse, 

die ab 2003 gezahlt wurden, als steuerfrei behandelt worden waren. Dabei kann 

offen bleiben, ob die Steuerfreiheit zu Recht bestand. Denn in jedem Fall 

müssen die Leistungen aus der Pensionskasse einmal besteuert werden. 

Werden die Beiträge zur Pensionskasse als steuerfrei behandelt, muss die 

spätere Auszahlung der Pensionskasse zwingend besteuert werden, weil die 

Steuerfreiheit der Beiträge möglicherweise nicht mehr rückgängig gemacht 

werden kann. 

 Die Steuerermäßigung war nicht zu gewähren, obwohl es sich bei der 

Kapitalauszahlung um eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit handelte. 

Bei Alterseinkünften besteht die Tätigkeit in der Entrichtung von Beiträgen in der 

Vergangenheit. Diese Tätigkeit, nämlich die Entrichtung von Beiträgen, war 

auch mehrjährig, weil sie sich über mehr als zwei Veranlagungszeiträume und 

einen Zeitraum von mehr als 12 Monaten erstreckte. 

 

Die Einkünfte waren jedoch nicht außerordentlich, weil die Kapitalabfindung 

bereits in der Vereinbarung aus dem Jahr 2003 als Wahlrecht vereinbart war. 

Damit handelte es sich um eine vertragsgemäße Leistung und nicht um eine 

außerordentliche Zahlung. 

NWB-Verlag – 2/2017 (BAAAG-36207) 
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DIENSTWAGENBESTEUERUNG 

IN LEASINGFÄLLEN: 

 
 

 

Ist ein vom Arbeitgeber geleaster Pkw dem Arbeitnehmer 
zuzurechnen, weil dieser die wesentlichen Rechte und 
Pflichten des Leasingnehmers hat (Zahlung der 
Leasingraten, Instandhaltung, Haftung für Sachmängel 
und Beschädigung), dann fehlt es an der Überlassung 
eines betrieblichen Fahrzeugs.  

 

Der geldwerte Vorteil für private Fahrten kann dann nicht 
pauschal nach der 1 %-Regelung oder der 
Fahrtenbuchmethode ermittelt werden.  

 

Das entschied 2014 der Bundesfinanzhof im Fall einer 
unselbstständig tätigen Gemeindebürgermeisterin, die 
von den besonders günstigen Konditionen des 
Behördenleasings profitiert hatte.  

 

Maßgeblich war unter anderem, dass die Gemeinde ihr 
den Pkw nicht aufgrund einer Regelung im Arbeitsvertrag, 
sondern aufgrund einer unabhängigen 
Sonderrechtsbeziehung (Unterleasingvertrag) überlassen 
hatte. 

 

Das Bundesministerium der Finanzen hat die 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs im Hinblick auf das 
Kriterium einer vom Arbeitsvertrag unabhängigen 
Sonderrechtsbeziehung auch außerhalb des 
Behördenleasings aufgegriffen.  

 

Die Nutzungsüberlassung eines vom Arbeitgeber 
geleasten und dem Arbeitnehmer auch zur privaten 
Nutzung überlassenen Pkw ist unter folgenden 
Voraussetzungen nach der 1 %-Regelung oder der 
Fahrtenbuchmethode zu bewerten: 

 

 Zivilrechtlicher Leasingnehmer gegenüber der 
Leasinggesellschaft ist der Arbeitgeber. 

 

 Der Anspruch auf die Pkw-Überlassung ist 
arbeitsvertraglicher Vergütungsbestandteil, wurde 
also schon bei Abschluss des Arbeitsvertrags 
vereinbart oder geht mit der Beförderung des 
Arbeitnehmers in eine höhere Gehaltsklasse einher 
oder 

 

 der Anspruch wird im Rahmen einer steuerlich 
anzuerkennenden Gehaltsumwandlung mit Wirkung 
für die Zukunft (Verzicht auf Barlohn gegen 
Gewährung des Pkw-Nutzungsrechts) vereinbart. 

 

Sind die Voraussetzungen erfüllt, darf der Arbeitgeber die 
pauschalen Kilometersätze im Rahmen einer 
Auswärtstätigkeit mit diesem Pkw nicht, auch nicht 
teilweise, steuerfrei erstatten. 

BFH, Urt. v. 18.12.2014, VI R 75/13, DStR 2015, S. 941, LEXinform 0934447. 

BMF, Schr. v. 15.12.2016, IV C 5 –S-2334/16/10003, DStR 2016, S. 2971, 

LEXinform 5236150. 

 

Prämie für einen Verbesserungsvorschlag und 

Versorgungsleistung statt Bonuszahlung nicht 

tarifbegünstigt 
 

 

Enthält ein Arbeitnehmer eine Prämie für 

einen Verbesserungsvorschlag, stellt dies  

keine Entlohnung für eine mehrjährige 

Tätigkeit dar. Das gilt zumindest dann, wenn 

die Höhe der Prämie nach der 

Kostenersparnis des Arbeitsgebers für einen 

bestimmten zukünftigen Zeitraum berechnet 

wird. Auch eine ausgezahlte 

arbeitnehmerfinanzierte 

Versorgungsleistung, die anstelle einer 

Bonuszahlung gewährt wird, erfüllt die 

Voraussetzung einer Entlohnung für eine 

mehrjährige Tätigkeit nicht. 

Ein Arbeitnehmer im Ruhestand erhielt neben den 

Versorgungsbezügen von seinem ehemaligen 

Arbeitgeber eine Prämie für einen 

Verbesserungsvorschlag, den er noch während 

seiner beruflichen Tätigkeit gemacht hatte. Außerdem 

wurden ihm Versorgungsleistungen aus einer 

arbeitnehmerfinanzierten Altersversorgung 

ausgezahlt. Nach der dazu getroffenen Vereinbarung 

traten diese an die Stelle einer im Vorjahr erdienten 

Bonuszahlung. 

 

Dafür bedarf es einer Zusammenballung von 

Einkünften für einen Zeitraum von mehr als einem 

Kalenderjahr. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

BFH, Urt. v. 31.08.2016, VI R 53/14, DStR 2016, S. 2957, 

LEXinform 0934933. 
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Einkommensteuer 
 

Keine Berücksichtigung eines mit Büromöbel und einer 
Küchenzeile ausgestatteten Raums als häusliches 
Arbeitszimmer

 

 

 

Der Bundesfinanzhof setzt seine bisherige 
Rechtsprechung zur Abzugsfähigkeit der Kosten für 
ein häusliches Arbeitszimmer fort. 

 

Danach können die Aufwendungen für einen Raum, 
der sowohl zur Erzielung von Einnahmen als auch zu 
privaten Wohnzwecken eingerichtet ist und 
entsprechend genutzt wird, weder insgesamt noch 
anteilig als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
berücksichtigt werden. 

 

Im zu entscheidenden Fall ging es um den beruflich 
genutzten Bereich einer Zweizimmerwohnung, in den 
aufgrund der teilweise offenen Bauweise zudem die 
Küchenzeile hineinragte.  

 

Das Verfahren dazu hatte bis zu einer Entscheidung 
durch den Großen Senat geruht, der sich 
grundsätzlich mit dem Problem der Berücksichtigung 
von Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
zu befassen hatte.  

 

Danach ist es für den Betriebsausgaben- oder 
Werbungskostenabzug erforderlich, dass der Raum 
ausschließlich oder nahezu ausschließlich zur 
Erzielung von Einnahmen genutzt wird. 

 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, ist ein 
Abzug der Kosten nicht möglich. 

BFH, Urt. v. 08.09.2016, III R 62/11, BFH/NV 2017, S. 207, LEXinform 0928581. 

BFH, Beschl. V. 27.07.2015, GrS 1/14, BStBl 2016 II, S. 265, 

LEXinform 0934488.. 

Einkommensteuer 
 

Berufsausbildung durch berufsbegleitendes Studium beim 
Kindergeld oder Kinderfreibetrag 

 

Für ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
wird Kindergeld gezahlt oder der Kinderfreibetrag 
gewährt, wenn es noch nicht das 25. Lebensjahr 
vollendet hat und sich in einer Berufsausbildung 
befindet. 

 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine 
Berufsausbildung auch dann vorliegt, wenn das Kind 
neben einer Erwerbstätigkeit ein Studium ernsthaft 
und nachhaltig betreibt.  

 

 

 

 

Selbst eine Erwerbstätigkeit des Kindes in einem 
Umfang von 30 Wochenstunden schließt den 
Anspruch auf Kindergeld/Kinderfreibetrag nicht aus. 

 

Bei einer erstmaligen Berufsausbildung ist 
regelmäßig kein zeitlicher Mindestumfang der 
Ausbildungsmaßnahmen zu beachten. 

 

Bei einem Sprachaufenthalt im Rahmen eines 
Au-pair-Verhältnisses im Ausland hat der 
Bundesfinanzhof vor einigen Jahren einen zeitlichen 
Mindestumfang gefordert.  

 

 

Ein Sprachaufenthalt sei nur dann als 
Berufsausbildung anzusehen, wenn sie von einem 
durchschnittlich mindestens zehn Wochenstunden 
umfassenden theoretisch-systematischen 
Sprachunterricht begleitet werde. 

 

In dem aktuellen Urteil weist der Bundesfinanzhof 
darauf hin, dass diese Grundsätze auf eine im Inland 
absolvierte Schul- oder Universitätsausbildung keine 
Anwendung finden. 

 

BFH, Urt. v. 08.09.2016, III R 27/15, BFH/NV 2017, S. 208, LEXinform 0950715. 

BFH, Urt. v. 15.03.2012, III R 58/08, BStBl 2012, S. 743, LEXinform 0179280. 

Mieter/Vermieter/Wohnungseigentümer 
 

Kein Wechsel von der degressiven Gebäude AfA zur 
Abschreibung nach der tatsächlichen Nutzungsdauer

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat 
entschieden, dass ein Wechsel von der degressiven 
Gebäudeabschreibung zur Abschreibung nach der 
tatsächlichen Nutzungsdauer nicht zulässig ist. 

 

Im zu entscheidenden Fall vermietete eine 
Grundstückseigentümerin ihr mit einem Werkstatt- 
und Ausstellungsgebäude für Pkw bebautes 
Grundstück an einen Autohändler.  

Die Gebäude wurden 1994 fertiggestellt und seitdem 
degressiv, zuletzt mit 1,25 % abgeschrieben.  

Im Jahr 2009 wurde die Werkstatt um einen Anbau 
erweitert und eine im Freigelände liegende 
Ausstellungsfläche für Pkw überdacht.  

Die daraufhin angesetzte jährliche Abschreibung von 
5 % begründete die Grundstückseigentümerin mit 
der nur noch begrenzten Nutzungsdauer des 
Objekts.  

Diese ergebe sich aus dem schnellen Wandel des 
modischen Geschmacks bzw. den veränderten 
Vorgaben der Pkw-Hersteller zum Corporate Design. 

Das Finanzamt hatte weiterhin nur eine Absetzung 
für Abnutzung (AfA) von 1,25 % anerkannt.  

Zu Recht, wie das Gericht entschied.  

Die degressive und die lineare AfA schließen sich 
gegenseitig aus. Das gilt dann auch für den Wechsel 
zur AfA nach der tatsächlichen Nutzungsdauer. 

Der Bundesfinanzhof wird sich mit dem Fall 
abschließend beschäftigen. 

FG Baden Württemberg, Urt. v. 27.10.2015, 5 K 1909/12, (Rev. eingel., AZ. 

BFH: IX R 33/16), EFG 2017, S. 25, LEXinform 5019618. 
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Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
 

Aktuelles zu Betriebs-
veranstaltungen 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine Anfrage der Spitzenverbände der deutschen 

Wirtschaft zu lohnsteuerlichen Zweifelsfragen im Zusammenhang mit 

Betriebsveranstaltungen beantwortet. 

 

Hintergrund: 

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung ab 2015 einen Lohnsteuer-Freibetrag von 110 € für die 

Teilnahme des Arbeitnehmers an Betriebsveranstaltungen eingeführt. Der Freibetrag gilt pro 

Arbeitnehmer und maximal für je zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr. Entfallen auf den 

Arbeitnehmer höhere Kosten, ist der übersteigende Betrag lohnsteuerpflichtig. 

 

Die wichtigsten Aussagen des BMF: 

Die Kosten der Betriebsveranstaltung sind durch die Zahl der teilnehmenden Arbeitnehmer 

und nicht durch die Anzahl der angemeldeten Arbeitnehmer zu teilen. 

 

Hinweis: Dies führt zu höheren Kosten pro Arbeitnehmer. Melden sich z. B. 100 

Arbeitnehmer an und bestellt der Arbeitgeber daraufhin ein Buffet für 100 Personen zum 

Preis von 10.000 €, nehmen dann aber nur 50 Arbeitnehmer teil, ergeben sich pro 

Arbeitnehmer Kosten von 200 €, die somit über dem Freibetrag liegen. Würde man auf die 

100 angemeldeten Arbeitnehmer abstellen, ergäben sich lediglich Kosten von 100 € pro 

Arbeitnehmer. Werden bei einer Betriebsveranstaltung Geschenke an die Arbeitnehmer im 

Wert von maximal 60 € pro Arbeitnehmer überreicht, werden diese Kosten in die Kosten der  

Betriebsveranstaltung einbezogen und bleiben daher steuerfrei, wenn sich insgesamt nicht mehr als 110 € an Aufwendungen pro Arbeitnehmer ergeben. Ist der Wert 

des einzelnen Geschenks jedoch höher als 60 €, muss ein konkreter Zusammenhang zwischen Betriebsveranstaltung und Geschenk bestehen, damit der Freibetrag 

von 110 € angewendet werden kann. 

 

Hinweis: Hat der Arbeitgeber die sog. Pauschalsteuer von 30 % für den Arbeitnehmer übernommen, bleibt der Wert des Geschenks bei der Ermittlung der auf den 

Arbeitnehmer entfallenden Kosten außer Ansatz. 

Entstehen bei der Betriebsveranstaltung Reisekosten für die Anfahrt zum auswärtigen Veranstaltungsort, der außerhalb der ersten Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers 

liegt, z. B. in der Zentrale des Arbeitgebers, während der Arbeitnehmer in einer Filiale arbeitet, gehören die Reisekosten zu den Kosten der Betriebsveranstaltung, 

wenn der Arbeitgeber die Reise organisiert. Dies kann also dazu führen, dass der Freibetrag von 110 € überschritten wird. 

 

Hinweis: Anders ist es, wenn der Arbeitnehmer die Anreise selbst organisiert. In diesem Fall kann ihm der Arbeitgeber die Kosten steuerfrei erstatten. In der Praxis 

ist es daher ratsam, dass die Organisation der Anreise den Arbeitnehmern überlassen wird. 

Die Bewirtung von Geschäftsfreunden, von Arbeitnehmern verbundener Unternehmen (d. h. anderer Unternehmen desselben Konzerns) sowie von Leiharbeitnehmern 

und jeweils deren Begleitpersonen unterliegt der gesetzlichen Beschränkung des Betriebsausgabenabzugs für geschäftliche Bewirtung. Diese Bewirtungskosten 

können daher nur zu 70 % als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

 

Hinweis: Das BMF folgt damit nicht der Auffassung der Spitzenverbände der Deutschen Wirtschaft, die diese Bewirtungskosten – ebenso wie bei eigenen 

Arbeitnehmern – als rein betrieblich (und nicht geschäftlich) veranlasst ansehen wollten. Damit muss nun eine Aufteilung der Bewirtungskosten auf eigene 

Arbeitnehmer mit Begleitpersonen einerseits und auf Geschäftsfreunde, Arbeitnehmer anderer Konzernunternehmen und Leiharbeitnehmer mit jeweiliger 

Begleitperson andererseits erfolgen. 

Auch Jubilarfeiern gelten als Betriebsveranstaltung. Hierunter versteht man Veranstaltungen, die nur für solche Arbeitnehmer durchgeführt werden, die bereits im 

Unternehmen ein rundes Jubiläum gefeiert haben. Die Teilnahme an einer Jubilarfeier kann daher zu einem Verbrauch des 110 €-Freibetrags führen; denn nach dem 

Gesetz kann der Freibetrag jeweils nur für bis zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr in Anspruch genommen werden. 

 

Hinweis: Umsatzsteuerliche Einzelfragen im Zusammenhang mit Betriebsveranstaltungen werden vom BMF noch in einem gesonderten Schreiben beantwortet 

werden.  

NWB-Verlag – 2/2017 (BAAAG-36207) 
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Sozietät  

Jürgen Geiling & Partner 
Partnerschaftsgesellschaft 
 

 
Auch Investoren dürfen Eigenbedarf geltend machen 
 

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs dürfen auch Investoren 
von Personengesellschaften Mietwohnungen wegen Eigenbedarfs 
kündigen.  

 

Das Gericht hat damit seine bisherige Rechtsprechung bestätigt, nachdem 
die Vorinstanz diese in einem Streitfall infrage gestellt hatte.  

Mieter müssen folglich auch in Zukunft damit rechnen, dass ihnen die 
Gesellschafter einer Investorengemeinschaft unter Hinweis auf Eigenbedarf 
die Wohnung kündigen. 

 

Eine aus vier Gesellschaftern bestehende Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts hatte ein Mietshaus gekauft, um die Immobilie zu sanieren und in 
Eigentumswohnungen umzuwandeln.  

Einer der Gesellschafter hatte wegen Eigenbedarfs seines Kindes den 
Mietvertrag eines Mieters gekündigt, der mehr als 30 Jahre die Wohnung 
bewohnt hatte. 

 

Nach Auffassung der Richter können zwar nur natürliche Personen 
Eigenbedarf anmelden.  
Die Gesellschafter einer Personengesellschaft unterscheiden sich aber 
letztlich nicht von einem privaten Hauseigentümer oder einer 
Erbengemeinschaft, die ebenfalls aus verschiedenen Personen mit 
Eigenbedarf bestehen kann.  
Die Richter räumten ein, eine Schutzlücke für Mieter zu sehen. Diese zu 
schließen liege aber beim Gesetzgeber.  
 
Im Ergebnis stellt die Entscheidung Mieter nunmehr sogar schlechter. Denn 
bislang war eine Eigenbedarfskündigung unwirksam, wenn es der 
Vermieter versäumte, dem Mieter als Ersatz eine vergleichbare freie 
Wohnung im selben Haus oder derselben Wohnanlage anzubieten. 
 
Zukünftig ist dies nicht mehr erforderlich. Ein derart gekündigter Mieter hat 
allenfalls Anspruch auf Schadensersatz, etwa für entstandene 
Umzugskosten. 

 

 

 

 

BGH, Urt. v. 14.12.2016, VIII ZR 232/15, ZIP 2017, S. 122, LEXinform 5214556. 
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